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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht
Artikel 1 	Änderung des Wohnraumgesetzes Berlin
Artikel 2 	Änderung des Wohnungsaufsichtsgesetzes
Artikel 3 	Änderung des Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes
Artikel 4	� Gesetz zur Errichtung eines Wohnungs- 

und Mietenkatasters (WMKG Be)
Artikel 5 	Inkrafttreten

Artikel 1 
Änderung des Wohnraumgesetzes Berlin

Das Wohnraumgesetz Berlin vom 1. Juli 2011 (GVBl. S. 319), das 
zuletzt durch Gesetz vom 16. Oktober 2025 (GVBl. S. 534) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 5 wie folgt gefasst:

„§ 5 	 Untervermietung“.
2.	 § 1 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) § 5 Absatz 1 und 4, § 11a Absatz 2 Satz 2 und Absatz 5 
gelten auch für solche Wohnungen, welche auf der Grundlage 
des Wohnraumförderungsgesetzes vom 13. September 2001 
(BGBl.  I S. 2376), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 25 des 
Gesetzes vom 16. April 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 107) geändert 
worden ist, seit 2014 in Berlin erstmals öffentlich gefördert wur-
den. § 5 Absatz 2 gilt nur für solche Wohnungen.“

3.	 In § 1c Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „dritten“ durch das 
Wort „sechsten“ und das Wort „sechsten“ durch das Wort „neun-
ten“ ersetzt.

4.	 § 5 wird wie folgt gefasst:

„§ 5 Untervermietung
(1) Der Inhaber einer öffentlich geförderten Wohnung ist ver-

pflichtet, nach Abschluss eines Untermietverhältnisses dem Ver-
fügungsberechtigten oder einem berechtigten Vertreter inner-
halb eines Monats nach Abschluss des Untermietverhältnisses 
eine Abschrift des Untermietvertrages und des Wohnberechti-
gungsscheins des Untermieters auszuhändigen. Der Verfügungs-
berechtigte hat die Untervermietung einer öffentlich geförderten 
Wohnung sowie die aktuelle Miethöhe des Hauptmietverhältnis-
ses innerhalb von zwei Monaten ab der Kenntnisnahme von der 
Untervermietung dem zuständigen Bezirksamt unter Vorlage 
einer Abschrift des Untermietvertrages und des Wohnberechti-
gungsscheins des Untermieters schriftlich anzuzeigen. Nach Be-
endigung des Untermietverhältnisses hat der Inhaber einer öf-

fentlich geförderten Wohnung den Auszug des Untermieters 
dem Verfügungsberechtigten unverzüglich anzuzeigen, sodann 
hat der Verfügungsberechtigte innerhalb eines Monats eine Frei-
anzeige beim zuständigen Bezirksamt vorzunehmen.

(2) Teil 2 Abschnitt 3 des Wohnraumförderungsgesetzes zur 
Begründung und Sicherung von Belegungs- und Mietbindungen 
gilt sinngemäß für den Inhaber einer öffentlich geförderten 
Wohnung, wenn dieser die Wohnung ganz oder anteilig unter-
vermietet.

(3) Abweichend von § 21 Absatz 1 Satz 1 des Wohnungsbin-
dungsgesetzes gelten die Vorschriften des Wohnungsbindungs-
gesetzes auch für den Inhaber einer öffentlich geförderten Woh-
nung, wenn dieser die Wohnung ganz oder anteilig untervermie-
tet. Abweichend von § 31 Absatz 1 Satz 1 der Neubaumietenver-
ordnung 1970 darf die Miete für den untervermieteten Teil den 
Betrag nicht übersteigen, der nach der für die Wohnung zulässi-
gen Einzelmiete oder Vergleichsmiete anteilig auf die unterver-
mietete Wohnfläche entfällt.

(4) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	 seinen Informationspflichten nach Absatz  1 nicht nach-

kommt,
2.	 entgegen

a)	 Absatz 2 in Verbindung mit § 27 Absatz 1 Satz 1 des 
Wohnraumförderungsgesetzes,

b)	 Absatz 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 2 des Wohn-
raumförderungsgesetzes,

c)	 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 4 Absatz 2 bis 5 des 
Wohnungsbindungsgesetzes oder den nach §  5a des 
Wohnungsbindungsgesetzes erlassenen Vorschriften 
oder

d)	 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 1a und den §§ 8 bis 
9 des Wohnungsbindungsgesetzes sowie den Teilen II 
und IV der Neubaumietenverordnung 1970 

eine Wohnung oder Teile dieser Wohnung zum Gebrauch 
überlässt,

3.	 entgegen
a)	 Absatz 2 in Verbindung mit § 27 Absatz 7 Satz 1 Num-

mer 3 des Wohnraumförderungsgesetzes oder
b)	 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 7 Absatz 3 Satz 1 

des Wohnungsbindungsgesetzes und §  27 Absatz  7 
Satz 1 Nummer 3 des Wohnraumförderungsgesetzes 

eine Wohnung oder Teile dieser Wohnung anderen als 
Wohnzwecken zuführt oder entsprechend baulich ändert 
oder

Wohnraumsicherungsgesetz
Vom 16. Juli 2026
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4.	 entgegen Absatz  2 in Verbindung mit §  28 Absatz  4 des 
Wohnraumförderungsgesetzes eine dort genannte Leistung 
fordert, sich versprechen lässt oder annimmt.

Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Satzes 1 Num-
mer 1 mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro, 
in den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe a und c und 
Nummer 3 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro, in den 
übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro 
geahndet werden.“

5.	 § 11a wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz  1 wird das Wort „zwölften“ durch die Angabe 

„fünfzehnten“ ersetzt.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) 	In Satz 1 wird die Angabe „15.“ durch die Angabe „16.“ 
ersetzt.

bb)	Folgender Satz wird angefügt:
„Werden Darlehen auf Grund einer Kündigung wegen 
Verstoßes gegen Bestimmungen einer Förderzusage zu-
rückgezahlt, so bleiben die Bindungen abweichend von 
§  29 Absatz  1 Satz  2 Nummer  1 des Wohnraumförde-
rungsgesetzes bis zu ihrem in der Förderzusage bestimm-
ten Ende, längstens jedoch bis zum Ablauf des 16. Kalen-
derjahres nach dem Jahr der Rückzahlung bestehen.“

Artikel 2 
Änderung des Wohnungsaufsichtsgesetzes

Das Wohnungsaufsichtsgesetz in der Fassung vom 3. April 1990 
(GVBl. S. 1081), das zuletzt durch Gesetz vom 7. April 2020 (GVBl. 
S. 249) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 wird nach den Wörtern „diese Arbeiten“ 
das Wort „unverzüglich“ eingefügt.

b)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Bei akuter Gefahr für die Gesundheit darf die Frist nicht 
mehr als 48 Stunden betragen.“

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) 	In Satz 1 wird das Wort „kann“ durch das Wort „soll“ 

ersetzt.
bb)	Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Soweit der Verfügungsberechtigte den vorläufig veran-
schlagten Kostenbetrag nicht bis zum Ablauf der für die 
Vorauszahlung gesetzten Frist zahlt, hat er den Restbe-
trag mit fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz nach § 247 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches zu verzinsen.“

cc)	 Im neuen Satz 3 wird das Wort „können“ durch das Wort 
„sollen“ ersetzt.

2.	 In § 4 wird in Absatz 1 das Wort „kann“ durch das Wort „soll“ 
ersetzt und nach dem Wort „Verfügungsberechtigte“ das Wort 
„unverzüglich“ eingefügt.

3.	 In § 7 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Die Räumung ist erst für einen Zeitpunkt anzuordnen, zu dem 
Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedingungen zur Verfügung 
steht.“

4.	 In § 9 Absatz 2 werden die Wörter „kann auch vorliegen“ durch 
die Wörter „liegt regelmäßig vor“ ersetzt.

5.	 § 9b wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Kommt der Verfügungsberechtigte einer Anordnung 
nach § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1 oder § 9 Absatz 1, die mehr 
als eine Wohnung oder wesentliche Teile eines Gebäudes 
betrifft, nicht nach, kann die Wohnungsaufsichtsbehörde zur 
Sicherstellung der Durchführung der Maßnahmen einen 
Treuhänder einsetzen.“

b)	 In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „mit Wirkung für und 
gegen den Verfügungsberechtigten“ gestrichen.

c)	 Absatz 4 Satz 3 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:
„Die Wohnungsaufsichtsbehörde kann vom Verfügungsbe-
rechtigten die Vorauszahlung der voraussichtlichen Kosten 
der zur Instandsetzung oder Herstellung der Mindestanfor-
derungen erforderlichen Aufwendungen des Treuhänders 
verlangen und durch Leistungsbescheid erheben; Rechtsbe-
helfe gegen den Leistungsbescheid haben keine aufschie-
bende Wirkung. Für den Erstattungsanspruch nach Satz  2 
und den Vorauszahlungsanspruch nach Satz 3 gilt § 3 Ab-
satz 6 entsprechend.“

d)	 Absatz 5 Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt:
„Die Wohnungsaufsichtsbehörde kann von dem Verfü-
gungsberechtigten Ersatz ihrer dafür getätigten Aufwendun-
gen verlangen und Vorauszahlungen durch Leistungsbe-
scheid erheben; Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz und Satz 4 
gilt entsprechend. Sie bestimmt die Vergütung und stellt die 
Auslagen und Aufwendungen fest.“

e)	 In Absatz 7 werden die Sätze 2 und 3 gestrichen.
6.	 § 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird die Angabe „500 000“ durch das Wort „fünf-
hunderttausend“ ersetzt.

b)	 In Satz 2 wird die Angabe „50 000“ durch das Wort „hun-
dertfünfzigtausend“ ersetzt.

Artikel 3 
Änderung des Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes

Das Zweckentfremdungsverbot-Gesetz vom 29. November 2013 
(GVBl. S. 626), das zuletzt durch Gesetz vom 3. Juni 2026 (GVBl. 
S. 246) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Absatz 2 Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:
„Diese Ausnahme ist auch für Ein- und Zweifamilienhäuser 
anzuwenden.“

b)	 In Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 wird am Ende der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgende Nummer 4 neu eingefügt:
„4. 	bei Beseitigung von Wohnraum in Ein- und Zweifami-

lienhäusern anzuerkennen, sofern dort in angemessener 
Frist Wohnraum in mindestens gleichem Umfang errich-
tet wird.“

c)	 Im anschließenden Satz werden die Worte „In den Fällen der 
Nummern 2 und 3“ ersetzt durch die Worte „In den Fällen 
der Nummern 2, 3 und 4“.

2.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz  1 Satz  4 wird das Wort „kann“ durch das Wort 

„soll“ ersetzt.
b)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Sollen Arbeiten gemäß einer Anordnung nach Ab-
satz 1 oder 2 auf Kosten der oder des Verfügungsberechtig-
ten (Ersatzvornahme) ausgeführt werden, soll das zuständi-
ge Bezirksamt unter Fristsetzung bestimmen, dass die oder 
der Verfügungsberechtigte den vorläufig zu veranschlagen-
den Kostenbetrag im Voraus zu zahlen hat. Soweit die oder 
der Verfügungsberechtigte die Kosten der Ersatzvornahme 
von Anordnungen nach Absatz 1 oder 2 nicht bis zum Ab-
lauf der zur Erstattung gesetzten Frist erstattet, hat sie oder 
er den Restbetrag mit fünf Prozentpunkten über dem jewei-
ligen Basiszinssatz nach § 247 Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches zu verzinsen. Werden die Kosten oder Zinsen 
der Ersatzvornahme nicht fristgerecht gezahlt, sollen sie im 
Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. Die Sät-
ze 2 und 3 gelten entsprechend für die Vorauszahlung nach 
Satz 1.“

3.	 § 4a wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
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„(1) Ist Wohnraum so verändert worden, dass er nicht 
mehr für Wohnzwecke geeignet ist, kann das zuständige Be-
zirksamt zur Sicherstellung der Durchführung der Maßnah-
men zur Wiederherstellung für Wohnzwecke eine Treuhän-
derin oder einen Treuhänder einsetzen.“

b)	 In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „mit Wirkung für und 
gegen die Verfügungsberechtigten“ gestrichen.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die Treuhänderinnen und Treuhänder haben An-

spruch auf eine angemessene Vergütung und auf die Erstat-
tung ihrer baren Auslagen. Das zuständige Bezirksamt kann 
von den Verfügungsberechtigten Ersatz seiner Aufwendun-
gen verlangen. Es bestimmt die Vergütung und stellt die 
Auslagen und Aufwendungen fest. Die Treuhänderinnen 
und Treuhänder haben gegen das Land Anspruch auf Erstat-
tung der zur Instandhaltung und -setzung sowie zur Bewirt-
schaftung erforderlichen Aufwendungen. Das zuständige 
Bezirksamt hat auf Anforderung der Treuhänderin oder des 
Treuhänders Vorschuss zu leisten. Die Verfügungsberechtig-
ten haben Aufwendungen, die das zuständige Bezirksamt 
der Treuhänderin oder dem Treuhänder erstattet oder ver-
auslagt hat, zu erstatten. Das zuständige Bezirksamt kann 
von den Verfügungsberechtigten die Vorauszahlung der vor-
aussichtlichen Kosten der zur Instandhaltung und -setzung 
sowie zur Bewirtschaftung erforderlichen Aufwendungen 
und der Vergütung der Treuhänderin oder des Treuhänders 
verlangen und durch Leistungsbescheid erheben. Rechtsbe-
helfe gegen den Leistungsbescheid haben keine aufschie-
bende Wirkung.“

d)	 Absatz 7 wird wie folgt gefasst:
„(7) Die Einsetzung der Treuhänderin oder des Treuhän-

ders ist wieder aufzuheben, sobald sie ihre Aufgabe erfüllt 
haben oder zur Wiederherstellung für Wohnzwecke für die 
treuhänderische Tätigkeit kein Bedürfnis mehr besteht. Das 
zuständige Bezirksamt kann die Treuhänderin oder den 
Treuhänder, auch wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 
nicht vorliegen, jederzeit abberufen.“

4.	 § 5 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Nummer 3 werden nach den Wörtern „im Sinne 

von Absatz  8“ die Wörter „Nachweise zum aktuellen und 
vergangenen Gas-, Wärme-, Strom- und/oder Wasserver-
brauch pro Wohneinheit“ eingefügt.

b)	 In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Bezirksamts“ die 
Wörter „und den von ihnen Beauftragten“ und nach dem 
Wort „Wohnräume“ die Wörter „zur Erfüllung der Aufgaben 
nach diesem Gesetz“ eingefügt.

Artikel 4 
Gesetz zur Errichtung eines Wohnungs- 

und Mietenkatasters (WMKG Be)

§ 1 
Zweck

Zweck des Gesetzes ist die methodische Erhebung und Samm-
lung, Aufbereitung, Darstellung und Auswertung von Daten und 
Fakten als statistisches und verwaltungsorganisatorisches Mittel zur 
Erfüllung landesrechtlicher Aufgaben, zur Berücksichtigung der in 
§ 1 Absatz 5 und 6 des Baugesetzbuches genannten Belange bei der 
Bauleitplanung sowie zur Durchführung und Überwachung des 
Wohnraumgesetzes Berlin, des Wohnungsaufsichtsgesetzes und des 
Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes. Ferner dient das Gesetz der 
Prüfung, ob unbeschadet der erforderlichen Durchsetzung im or-
dentlichen Rechtsweg tatsächliche Anhaltspunkte für eine Abwei-
chung von bundesgesetzlichen Begrenzungen der zulässigen Miet-
höhe oder für einen Verstoß gegen § 5 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
1954 oder des § 291 des Strafgesetzbuches vorliegen. Die zivilrecht-
liche Durchsetzung privatrechtlicher Ansprüche ist nicht Zweck 
dieses Gesetzes und bleibt dem Rechtsweg vorbehalten.

§ 2 
Wohnungs- und Mietenkataster

(1) Zu den in § 1 genannten Zwecken führt die für das Wohnungs- 
und Bauwesen zuständige Senatsverwaltung ein zentrales, digitales 
Wohnungs- und Mietenkataster (Wohnungskataster).

(2) In das Wohnungskataster sind sämtliche im Land Berlin bele
genen Mieteinheiten zum dauerhaften Gebrauch zu Wohnzwecken 
(Mietwohnung) durch die jeweiligen Verfügungsberechtigten einzu-
tragen. Eintragungspflichtig ist die Person, die die Mietwohnung als 
Vermieterin oder Vermieter auf Grund eines Mietverhältnisses ent-
geltlich zum Gebrauch überlässt. Untervermieterinnen und Unter-
vermieter sind hinsichtlich des von ihnen begründeten Untermiet-
verhältnisses eintragungspflichtig. Beauftragte natürliche oder juris-
tische Personen können die Eintragung im Namen der eintragungs-
pflichtigen Person vornehmen; deren Verantwortlichkeit bleibt 
unberührt. Die Eintragungspflicht umfasst folgende Angaben:
1.	 die vollständige Adresse der Mietwohnung inklusive Straße, 

Hausnummer und Postleitzahl,
2.	 die Angabe der Wohnfläche im Sinne der Wohnflächenverord-

nung in Quadratmetern, Raumstruktur und Grundausstattung,
3.	 den Namen und die Anschrift des Vermieters,
4.	 die Zahl der Haushaltsangehörigen,
5.	 das Datum und die Art des Wohnberechtigungsscheins,
6.	 den Beginn und die vereinbarte Dauer des Mietverhältnisses,
7.	 die Höhe der vereinbarten Nettokaltmiete sowie die aktuelle Zu-

sammensetzung der Bruttowarmmiete (Betriebskostenvoraus-
zahlung, Heizkostenvorauszahlung, Wasserkostenvorauszah-
lung),

8.	 die Höhe etwaiger Modernisierungsumlagen und
9.	 die Höhe der auf die Wohnung entfallenden Grundsteuer.

(3) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung den Da-
tenkatalog nach Absatz 2 zu konkretisieren, aber nicht zu erweitern, 
soweit dies für die Erreichung des Gesetzeszwecks erforderlich ist.

(4) Die Eintragung ist spätestens innerhalb von 12 Monaten nach 
Aufnahme des Regelbetriebs des Katasters vollständig und wahr-
heitsgemäß digital vorzunehmen. Änderungen in den Angaben nach 
Absatz 2 sind innerhalb eines Monats nach ihrem Eintritt zu aktuali-
sieren.

(5) Die Eintragung erfolgt über eine von der für das Wohnungs- 
und Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung bereitgestellten digi-
talen Schnittstelle oder ein digitales Portal. Die Verfügungsberech-
tigten haben im Falle eines digitalen Portals die Angaben nach Ab-
satz 2 über standardisierte digitale Formulare einzutragen. Für diesen 
Fall ist eine Uploadfunktion für Massendaten größerer Wohnungs-
bestände zur Verfügung zu stellen. Die für das Wohnungs- und Bau-
wesen zuständige Senatsverwaltung kann in begründeten Einzelfäl-
len den Verfügungsberechtigten verpflichten, die gemachten Eintra-
gungen zu plausibilisieren.

(6) Verantwortliche für das Wohnungskataster im Sinne des Arti-
kels 4 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürli-
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1;  
L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2; L 074 vom 
4.3.2021, S. 35) ist die für das Wohnungs- und Bauwesen zuständige 
Senatsverwaltung. Von den nach Absatz 2 erhobenen Daten dürfen 
von der für Wohnen und Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung
1.	 für die Zwecke der Erstellung einer Statistik die Daten nach Ab-

satz 2 Nummern 1, 2, 4 und 7,
2.	 für die Zwecke der Bauleitplanung die Daten nach Absatz  2 

Nummern 1, 2, 4, 5, 7 und 8,
3.	 für die Zwecke der Durchführung und Überwachung des Wohn-

raumgesetzes Berlin die Daten nach Absatz 2 Nummern 1 bis 7,



729Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      82. Jahrgang      Nr. 26      29. Juli 2026

4.	 für die Zwecke der Durchführung und Überwachung des Woh-
nungsaufsichtsgesetzes die Daten nach Absatz 2 Nummer 1 bis 
4 und 8,

5.	 für die Zwecke der Durchführung und Überwachung des Zweck-
entfremdungsverbot-Gesetzes die Daten nach Absatz  2 Num-
mern 1 bis 4 und 6 bis 8,

6.	 für die Zwecke der Prüfung, ob unbeschadet der erforderlichen 
Durchsetzung im ordentlichen Rechtsweg tatsächliche Anhalts-
punkte für eine Abweichung von bundesgesetzlichen Begren-
zungen der zulässigen Miethöhe vorliegen, die Daten nach Ab-
satz 2 Nummern 1 bis 9 und

7.	 für die Zwecke der Anwendung und des Vollzugs des § 5 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 und des § 291 des Strafgesetzbu-
ches die Daten nach Absatz 2 Nummern 1 bis 9

an die jeweils dafür zuständigen Stellen übermittelt und dort nur für 
die bezeichneten Zwecke verarbeitet werden, soweit dies zur Erfül-
lung gesetzlicher Aufgaben erforderlich ist. Ein allgemeiner Zugang 
der Öffentlichkeit zu personenbezogenen oder wohnungsbezogenen 
Einzeldaten des Wohnungskatasters ist ausgeschlossen.

(7) Die Senatsverwaltung darf die in Absatz 2 bezeichneten Daten 
erheben, speichern, aktualisieren, abgleichen, auswerten und nach 
Maßgabe des § 3 übermitteln, soweit dies zur Erfüllung der in § 1 
genannten Aufgaben erforderlich ist. Mietverhältnisbezogene perso-
nenbezogene Daten sind zwei Jahre nach Beendigung des Mietver-
hältnisses zu löschen oder für statistische Zwecke zu anonymisieren.

(8) Die für das Wohnungs- und Bauwesen zuständige Senatsver-
waltung kann durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zur 
technischen Ausgestaltung, zum Verfahren der digitalen Datenerfas-
sung, zur Authentifizierung der Vermieterinnen und Vermieter sowie 
zu den Anforderungen an die elektronischen Dokumente nach Ab-
satz 5 treffen.

§ 3 
Überprüfung der Daten im 

Wohnungs- und Mietenkataster
(1) Die im Wohnungskataster nach § 2 erfassten Daten dürfen von 

der für das Wohnungs- und Bauwesen zuständigen Senatsverwal-
tung im Rahmen ihrer Leitungsaufgaben (Artikel 67 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 der Verfassung von Berlin) zur Sicherung der Datenqua-
lität und zur zweckgebundenen Vorprüfung darauf ausgewertet 
werden, ob tatsächliche Anhaltspunkte für die Erforderlichkeit einer 
weitergehenden Prüfung durch die nach §  2 Absatz  6 jeweils zu-
ständigen Stellen bestehen. Die Vorprüfung beschränkt sich, unbe-
schadet der Aufgaben der im Übrigen zuständigen Stellen, auf eine 
Plausibilitäts- und Auffälligkeitsprüfung im Hinblick auf die in § 1 
genannten Zwecke. Sie begründet keine Entscheidung über die Ver-
einbarkeit eines Sachverhalts mit den in § 1 genannten Regelungen 
und keine Entscheidung über Bestand, Höhe oder Durchsetzbarkeit 
zivilrechtlicher Ansprüche aus dem Mietverhältnis.

(2) Ergeben sich aus der Vorprüfung nach Absatz 1 tatsächliche 
signifikante Anhaltspunkte, die für die Wahrnehmung einer in § 1 
genannten landesrechtlichen Aufgabe, auch solche im Sinne der 
Artikel 83 f. des Grundgesetzes, erheblich sein können, teilt die für 
das Wohnungs- und Bauwesen zuständige Senatsverwaltung diese 
Anhaltspunkte sowie die hierfür erforderlichen Daten den Verfü-
gungsberechtigten sowie den jeweils nach Landesrecht zuständigen 
Stellen mit, soweit dies zur Erfüllung landesrechtlicher gesetzlicher 
Aufgaben, insbesondere zur Prüfung der Einleitung eines Bußgeld-
verfahrens oder eines Ermittlungsverfahrens, erforderlich ist. Die 
abschließende rechtliche Prüfung und Entscheidung obliegt der je-
weils zuständigen Stelle. Die Befugnisse und Zuständigkeiten der 
Zivilgerichte, Bußgeldbehörden und Strafverfolgungsbehörden 
bleiben unberührt.

(3) Die Verpflichtung zur Eintragung und Aktualisierung der nach 
§  2 erforderlichen objektbezogenen und mietverhältnisbezogenen 
Basisdaten darf von den Verfügungsberechtigten nur dann und nur 
insoweit verweigert werden, wie die Eintragung oder Aktualisierung 
sie selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht-

licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. Wenn und soweit Eintra-
gungen oder Aktualisierungen nach Satz 1 verweigert werden, darf 
die für das Wohnungs- und Bauwesen zuständige Senatsverwaltung 
diese Tatsache sowie die hiervon betroffenen Datenkategorien den 
zuständigen Stellen zur Berücksichtigung der Zwecke nach § 1 mit-
teilen und anregen, die erforderlichen Daten bei Dritten zu erfragen 
oder im Rahmen der jeweils geltenden gesetzlichen Befugnisse auf 
andere Weise zu erheben.

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten, Bußgelder

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	 entgegen § 2 Absatz 2 eine Mietwohnung nicht, nicht richtig, 

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig in das Wohnungskataster 
einträgt,

2.	 entgegen § 2 Absatz 4 Satz 2 Änderungen in den nach § 2 Ab-
satz 2 genannten Angaben nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig aktualisiert,

3.	 entgegen § 2 Absatz 5 die dort genannten Unterlagen nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig als elektronische 
Dokumente hinterlegt,

4.	 einer vollziehbaren Anordnung der für das Wohnungs- und Bau-
wesen zuständigen Senatsverwaltung, die der Durchführung, 
Prüfung oder Überwachung nach diesem Gesetz dient, nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehn-
tausend Euro geahndet werden.

(3) Bei wiederholten oder besonders gewichtigen Verstößen kann 
die Geldbuße bis zu einhunderttausend Euro betragen. Ein solcher 
Fall liegt in der Regel vor, wenn
1.	 der Verstoß trotz schriftlicher Beanstandung fortgesetzt wird,
2.	 der Verstoß eine erhebliche Anzahl von Mietwohnungen betrifft 

oder
3.	 durch unrichtige oder unvollständige Angaben die Prüfung nach 

§ 3 erheblich erschwert wird.
(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 

Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die für das 
Wohnungs- und Bauwesen zuständige Senatsverwaltung.

(5) Bei der Bemessung der Geldbuße sind insbesondere zu be-
rücksichtigen
1.	 Art, Schwere, Dauer und Häufigkeit des Verstoßes,
2.	 der Grad des Verschuldens,
3.	 die Anzahl der betroffenen Mietwohnungen,
4.	 die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der oder des Verfügungs-

berechtigten.
(6) Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil übersteigen, 

den die oder der Verfügungsberechtigte aus dem Verstoß gezogen 
hat.

Artikel 5 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 16. Juli 2026

Die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin
Cornelia  S e i b e l d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Kai  W e g n e r
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4.	 § 5 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 9 werden nach den Wörtern „mit Fahrzeu-
gen“ die Wörter „außer Krankenfahrstühlen“ eingefügt.

bb)	Nummer 10 wird wie folgt gefasst:
„10. im Gebiet motorisierte Fahrzeug- oder Flugmodelle 

wie Flugzeuge, Drohnen oder andere Flugkörper 
fahren oder fliegen zu lassen,“.

cc)	Nummer 12 wird Nummer 11.
b)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 2 wird das Komma durch einen Punkt er-
setzt.

bb)	Nummer 3 wird aufgehoben.
5.	 § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6 
Genehmigungsbedürftige Handlungen

In den Schutzgebieten ist es genehmigungsbedürftig, bauliche 
Anlagen zu ersetzen, zu erweitern, zu erneuern, zu ändern oder 
deren Nutzung zu ändern, auch wenn es dafür einer Genehmi-
gung nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht be-
darf.“

6.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer  1 wird das Wort „Fußgänger“ durch die 
Wörter „den Fußverkehr“ ersetzt.

bb)	Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„2.	 Instandhaltungs- und Kontrollarbeiten an rechtmä-

ßig bestehenden baulichen Anlagen und sonstigen 
Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 2 der 
Bauordnung für Berlin vom 29.  September 2005, 
die zuletzt durch Gesetz vom 21.  Januar 2026 
(GVBl. S. 22) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, an den der öffentlichen Versor-
gung mit Gas, Wasser, Elektrizität, Wärme und Te-
lekommunikation sowie der Entsorgung von Ab-
wasser dienenden Anlagen, soweit sie mit der zu-
ständigen obersten Behörde für Naturschutz und 
Landschaftspflege abgestimmt sind,“

cc)	 In Nummer 5 werden die Wörter „durch die zuständige 
Behörde“ durch die Wörter „in Abstimmung mit der 
obersten Behörde für Naturschutz und Landschaftspfle-
ge“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Nummer 4 werden die Wörter „durch die zu-
ständige Behörde“ durch die Wörter „in Abstimmung mit 
der obersten Behörde für Naturschutz und Landschaftspfle-
ge“ ersetzt.

7.	 In § 8 wird die Angabe „§ 49 Abs. 1 Nr. 3, 4 oder 18“ durch die 
Angabe „§ 56 Absatz 1 Nummer 8, 9, 20 oder 21“ ersetzt.

Artikel 2 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften

Die Verletzung der Vorschriften des § 27 Absatz 1 und 3 bis 5 des 
Berliner Naturschutzgesetzes ist für die Rechtswirksamkeit dieser 

Auf Grund des § 22 Absatz 1 Satz 1, des § 23 und des § 26 des 
Bundesnaturschutzgesetzes vom 29.  Juli 2009 (BGBl.  I S.  2542), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 87) geändert worden ist, und des § 21 Absatz 1 Satz 1 des 
Berliner Naturschutzgesetzes vom 29. Mai 2013 (GVBl. S. 140), das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 11. Dezember 2024 (GVBl. 
S.  614) geändert worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für 
Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt:

Artikel 1 
Änderung der Verordnung

Die Verordnung zum Schutz der Landschaft des Schöneberger 
Südgeländes und über das Naturschutzgebiet Schöneberger Südge-
lände im Bezirk Schöneberg von Berlin vom 3. März 1999 (GVBl. 
S. 99) wird wie folgt geändert:
1.	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet Schöneberger Südgelände 

und das Naturschutzgebiet Schöneberger Südgelände im Bezirk 
Tempelhof-Schöneberg von Berlin (Schutzgebietsverordnung 

Schöneberger Südgelände – SchVO SchbgSüdg)“
2.	 § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet

Die in § 2 Absatz 2 näher bezeichneten Flächen werden zum 
Landschaftsschutzgebiet mit der Bezeichnung „Landschafts-
schutzgebiet Schöneberger Südgelände“ und zum Naturschutz-
gebiet mit der Bezeichnung „Naturschutzgebiet Schöneberger 
Südgelände“ erklärt.“

3.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Schöneberg“ durch das Wort 
„Tempelhof-Schöneberg“ ersetzt.

bb)	Satz 2 wird aufgehoben.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Grenzen der Schutzgebiete sind in einer Karte im Maß-
stab 1 : 5 000 und einer Ergänzungskarte im Maßstab 1 : 2 000 
eingetragen; die Karten sind Bestandteil der Rechtsverord-
nung. Die Außenkante der in der Karte grün eingezeichneten 
Grenzlinie bildete die Grenze des Landschaftsschutzgebie-
tes bis zum 29. Juli 2026; seit dem 30. Juli 2026  sind die in 
der Ergänzungskarte mit roter Farbe dargestellten Flächen 
nicht mehr Bestandteil des Landschaftsschutzgebietes. Die 
Außenkante der in der Karte rot eingezeichneten Grenzlinie 
bildet die Grenze des Naturschutzgebietes.“

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „Karte ist“ durch die Wör-

ter „Karten sind“ ersetzt.
bb)	In Satz 2 wird das Wort „Karte“ durch das Wort „Kar-

ten“ ersetzt.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung zum Schutz der Landschaft des Schöneberger Südgeländes  

und über das Naturschutzgebiet Schöneberger Südgelände  
im Bezirk Schöneberg von Berlin

Vom 9. Juli 2026



731Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      82. Jahrgang      Nr. 26      29. Juli 2026

Verordnung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
der Verkündung dieser Verordnung bei der für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Senatsverwaltung schriftlich geltend 
gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist darzulegen.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 9. Juli 2026

Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, 
Klimaschutz und Umwelt

Ute  B o n d e



732 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      82. Jahrgang      Nr. 26      29. Juli 2026

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl.  I S.  3634),  
das zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes vom 22. Juni 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 192) geändert worden ist, in Verbindung mit § 9 
Absatz 3 und § 8 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
das zuletzt durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 
(GVBl. S. 285) geändert worden ist, verordnet die Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen:

§ 1
Der Bebauungsplan 3-89 vom 10. März 2026 für die südöstliche 

Teilfläche der Elisabeth-Aue zwischen Blankenfelder Straße und 
Rosenthaler Weg im Bezirk Pankow, Ortsteil Blankenfelde, wird 
festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der Senatsverwaltung 

für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, Abteilung Stadtplanung, 
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können bei der für 
die Stadtplanung zuständigen Abteilung des Bezirksamts kostenfrei 
eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung, (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung, Bauen und Wohnen unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Nach Ablauf der in Satz  1 genannten Frist werden die in Satz  1 
Nummer 1 bis 3 genannten Verletzungen oder Fehler gemäß § 215 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs und die in Satz 1 Nummer 4 genannte 
Verletzung gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Juli 2026

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,  
Bauen und Wohnen

Christian  G a e b l e r

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 3-89 

im Bezirk Pankow, Ortsteil Blankenfelde
Vom 20. Juli 2026
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